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Beschlussempfehlung und Bericht 
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zu dem Antrag der Abgeordneten Rainer Brüderle, Gudrun Kopp, Ina Albowitz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
- Drucksache 14/7454 - 


Konsumenten- und Investorenvertrauen stärken - Wachstumskrise mit 
strukturellen Reformen überwinden 


A. Problem 

Wachstumskrise der deutschen Volkswirtschaft aufgrund einer falschen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung; Notwendigkeit einer Vorzie- 
hung der nächsten Steuerreformstufen auf 2002 und eines Zeitplans für eine 
Deregulierungs- und Entbürokratisierungsoffensive in der Wirtschaft. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags der Fraktion der FDP. 

Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der CDU/CSU 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der FDP - Drucksache 14/7454 - abzulehnen. 

Berlin, den 23. Januar 2002 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Dr. Fleinz Riesenhuber Dr. Ditmar Staffelt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Ditmar Staffelt 


I. 

Der Antrag der Fraktion der FDP - Drucksache 14/7454 - 
wurde in der 208. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. Dezember 2001 an den Ausschuss für Wirtschaft und 
Technologie zur federführenden Beratung sowie zur Mitbe- 
ratung an den Finanzausschuss, den Ausschuss für Arbeit 
und Sozialordnung und den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 


II. 

Deutschland steckt nach Auffassung der antragstellenden 
Fraktion in einer tiefen Wachstumskrise, obwohl die Euro- 
päische Zentralbank erhebliche geldpolitische Impulse gibt. 
Verantwortlich ist nach Meinung der Antragsteller die Po- 
litik der Bundesregierung, die die Wachstumskräfte im 
Land lahmgelegt und das Vertrauen der Menschen in die 
Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft beschädigt hat. 

Über den Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, die nächsten Steuerreformstufen auf 2002 vorzu- 
ziehen und eine baldige Steuerreform 11 ohne Reformpause 
bis zum Jahre 2006 einzuleiten, in deren Mittelpunkt der 
Übergang zu einem einfacheren Stufentarif stehen soll. 
Gleichzeitig soll ein Zeitplan für eine Deregulierungs- und 
Entbürokratisierungsoffensive vorgelegt werden, deren we- 
sentliche Bestandteile unter anderem eine Liberalisierung 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und die Erleichte- 
rung der Befristung von Arbeitsverträgen darstellen sollen. 

Die Antragsteller erläutern in einem umfangreichen Maß- 
nahmenkatalog, welche weiteren Schritte sie für eine Ver- 
besserung der gegenwärtigen gesamtwirtschaftlichen Lage 
für erforderlich halten. 


III. 

Der Finanzausschuss hat die Vorlage in seiner 120. Sitzung 
am 23. Januar 2002 beraten und mit den Stimmen der Frak- 
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen 
die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der CDU/CSU beschlossen, den Antrag abzuleh- 
nen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung hat die Vor- 
lage in seiner 114. Sitzung am 23. Januar 2002 beraten und 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktion der 
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der CDU/CSU be- 
schlossen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit hat die Vorlage in seiner 74. Sitzung am 23. Januar 
2002 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU und FDP beschlossen, den An- 
trag abzulehnen. 


IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den 

Antrag in seiner 71. Sitzung am 23. Januar 2002 beraten. 

Er beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen 
der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
CDU/CSU, dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des 
Antrags - Drucksache 14/7454 - zu empfehlen. 


Berlin, den 23. Januar 2002 


Dr. Ditmar Staffelt 

Berichterstatter 
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